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Kleine Anfrage des Abgeordneten Jens Hentschel-Thöricht  
(BSW-Fraktion)  
Drs.-Nr.: 8/6098 
Thema: Corona-Soforthilfen in Sachsen im Lichte aktueller 

verwaltungsgerichtlicher Rechtsprechung  
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
den Fragen sind folgende Ausführungen vorangestellt:  
 
„Die Rückforderung von Corona-Soforthilfen belastet weiterhin 
zahlreiche kleine und mittlere Unternehmen, Soloselbstständige sowie 
Betriebe aus Gastronomie, Handel und Dienstleistung in Sachsen 
erheblich. Viele Betroffene sehen sich Jahre nach der pandemie-
bedingten Notsituation mit existenzgefährdenden Zahlungsforderungen 
konfrontiert. Mit Urteilen vom 8. Oktober 2025 (u. a. Az. 14 S 1869/24, 
14 S 1873/24, 14 S 2054/24, 14 S 190/25, 14 S 16/25, 14 S 303/25) hat der 
Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg Maßstäbe für Widerruf und 
Rückforderung präzisiert. Diese entfalten für Sachsen keine 
unmittelbare Bindungswirkung, besitzen jedoch Orientierungswirkung 
für eine rechtssichere und verhältnismäßige Verwaltungspraxis.“ 
 
Namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1: Welche Bedeutung misst die Staatsregierung den genannten 

Urteilen für die Verwaltungspraxis in Sachsen bei, 
insbesondere im Hinblick auf Rechtssicherheit, Vertrauens-
schutz und Verhältnismäßigkeit?  

 
Die Urteile des Verwaltungsgerichtshofs Mannheim betreffen Bescheide der 
L-Bank Baden-Württemberg, die von den in Sachsen erlassenen Bescheiden 
in den entscheidungsrelevanten Punkten deutlich abweichen. Auch bei 
Zugrundelegung der Maßstäbe dieser Urteile gibt es keine durchgreifenden 
Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit der Durchführung des 
Rückmeldeverfahrens in Sachsen und dem Erlass der Widerrufs- und 
Erstattungsbescheide der Sächsischen Aufbaubank (SAB).  
 

 

 

Durchwahl 

Telefon: 0351 564-80001 
Telefax: 0351 564-80080 
 
Aktenzeichen 
(bitte bei Antwort angeben) 
KL-1053/115/108-2026/9388 
 
Dresden, 18. März 2026 
 

Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Klimaschutz 
Postfach 10 03 29 | 01073 Dresden 

Präsidenten des Sächsischen Landtages 
Herrn Alexander Dierks 
Bernhard-von-Lindenau-Platz 1 
01067 Dresden 

Hausanschrift 

Sächsisches Staatsministerium 

für Wirtschaft, Arbeit, Energie 

und Klimaschutz 

Wilhelm-Buck-Straße 2 

01097 Dresden 

 

 

Außenstelle 

Königstraße 2 

01097 Dresden 

 

 

 

 

www.smwa.sachsen.de 

 

Verkehrsanbindung: 

Zu erreichen mit den Straßenbahnlinien 

3, 7 - Haltestelle Carolaplatz 

 

* Information zum Zugang für ver-

schlüsselte elektronische Dokumente 

unter www.smwa.sachsen.de/kon-

takt.htm 

 poststelle@smwa-sachsen. 

de-mail.de 

Der Staatsminister 



 

Seite 2 von 3 

Anders als bei den dem Urteil des Verwaltungsgerichtshofs Mannheim Az: 14 S 1869/24 
zugrunde liegenden Bewilligungsbescheiden der dort sogenannten Fallgruppe 1 kann 
den von der SAB im Programm Corona-Soforthilfezuschuss Bund erlassenen 
Bewilligungsbescheiden der Verwendungszweck mit hinreichender Bestimmtheit 
entnommen werden. Die Bescheide stellen hinreichend deutlich klar, dass der Zuschuss 
zur Finanzierung eines konkreten Liquiditätsengpasses dienen sollte und dass auf eine 
saldierende Betrachtung von Einnahmen und Ausgaben über den gesamten 
Bewilligungszeitraum von drei Monaten abzustellen ist. Da der Zweck der Geldleistung 
damit dem Bescheid selbst mit hinreichender Bestimmtheit entnommen werden kann, ist 
auch ein Widerruf wegen Zweckverfehlung zulässig. 
 
Die sächsischen Verwaltungsgerichte haben in den bisher ergangenen Entscheidungen 
die Zwecksetzung im Bescheid der Soforthilfe nicht als unbestimmt betrachtet. 
Dahingehende Klagen wurden abgewiesen.  
 
Aus diesem Grund besteht in Sachsen – wie übrigens nach hiesiger Kenntnis auch in 
allen anderen Bundesländern außer Baden-Württemberg – kein Anlass zu einer 
Änderung der Verwaltungspraxis beim Rückmeldeverfahren.  
 
Frage 2: Wird die bisherige Praxis der Widerrufs-, Rücknahme- und 

Erstattungsbescheide in Sachsen systematisch daraufhin überprüft, ob 
sie den allgemeinen verwaltungsrechtlichen Anforderungen – 
insbesondere zu Bestimmtheit, Transparenz, Vertrauensschutz und 
Verhältnismäßigkeit – entspricht?  

 
Dem Grundsatz der Rechtmäßigkeit der Verwaltung entsprechend wird die 
Verwaltungspraxis der SAB beim Vollzug der Programme der Corona-Wirtschaftshilfen 
ständig anhand der aktuellen Rechtsprechung überprüft. Grundlage sind die dazu 
ergehenden Entscheidungen der sächsischen Verwaltungsgerichte. Zudem tauschen 
sich die Bundesländer und Bewilligungsstellen regelmäßig über Gerichtsentscheidungen 
aus, deren Relevanz für die Verwaltungspraxis in Sachsen ausgewertet wird. 
 
Frage 3: Beabsichtigt die Staatsregierung, laufende Rückforderungs-, 

Widerspruchs- und Klageverfahren vor dem Hintergrund der 
fortentwickelten Rechtsprechung zu überprüfen, auszusetzen oder 
anzupassen, um unverhältnismäßige wirtschaftliche und soziale Härten 
zu vermeiden? 

 
Zur Überprüfung, Aussetzung oder Anpassung der Verwaltungs- und Klageverfahren 
wird auf die Antwort auf Frage 2 verwiesen.  
 
Unverhältnismäßige wirtschaftliche und soziale Härten werden in ständiger 
Verwaltungspraxis der SAB im Rahmen des sächsischen Haushaltsrechts durch 
Stundungen, Niederschlagungen und Erlasse vermieden. Das SMWA hat zudem am 
10. Juli 2025 umfassende Zahlungserleichterungen für Rückforderungen nach 
Durchführung des Rückmeldeverfahrens bekanntgegeben. Betroffenen kann eine 
flexible Verlängerung der Rückzahlungsfrist von bis zu 36 Monaten gewährt werden.  
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Im Einzelfall können Unternehmerinnen und Unternehmer auch von der Rückforderung 
ausgenommen werden, wenn Einkommen und Vermögen nicht ausreichen, um die 
Rückforderung zu leisten. Allein seit Juli 2025 wurden in über 12.000 Fällen 
Zahlungserleichterungen bewilligt.  
 
Frage 4: In welchem Umfang prüft die Staatsregierung die Aufhebung fehlerhafter 

oder rechtswidriger Rückforderungsbescheide sowie die Erstattung 
bereits zurückgezahlter oder einbehaltener Beträge?  

 
Die SAB als zuständige Widerspruchsbehörde überprüft Rückforderungs- und 
Erstattungsbescheide im Einzelfall im Rahmen des Widerspruchsverfahrens und erlässt 
bei Bedarf Abhilfebescheide. Zudem wird die Verwaltungspraxis ständig überprüft und 
bei Bedarf angepasst. Insoweit wird auf die Antwort auf Frage 2 verwiesen. Wie in der 
Antwort auf Frage 1 begründet, ergibt sich aus dem zitierten Urteil des 
Verwaltungsgerichtshofs Mannheim kein Anlass, die Aufhebung bestandskräftiger 
Widerrufs- und Erstattungsbescheide und die Erstattung geleisteter Rückzahlungen zu 
prüfen.  
 
Frage 5: Welche Erkenntnisse liegen der Staatsregierung über die 

wirtschaftlichen und existenziellen Folgen der Rückforderungen für 
Betroffene in Sachsen vor?  

 
Der Staatsregierung ist bekannt, dass die vom Rückmeldeverfahren betroffenen 
Soloselbständigen und Kleinstunternehmen von den seit dem Jahr 2020 eingetretenen 
multiplen wirtschaftlichen Herausforderungen stark betroffen sind und dass die 
Rückforderung von Corona-Wirtschaftshilfen in dieser Situation wirtschaftliche 
Schwierigkeiten verstärken kann. Die SAB prüft und gewährt deshalb seit Beginn der 
Überprüfungs- und Rückforderungsphase auf Antrag Stundungen und Erlasse, um 
existenzielle wirtschaftliche Folgen zu vermeiden. Durch die Zahlungserleichterungen für 
das Rückmeldeverfahren wurden diese Verfahren vereinfacht. Bei Zahlungs-
schwierigkeiten wird die direkte Kontaktaufnahme mit der SAB empfohlen.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Dirk Panter 
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